
Unsichtbar und Überhört: Menschen mit Behinderungen in der 

Kommunalpolitik 
 

In der modernen Gesellschaft streben wir nach Inklusion und Gleichberechtigung für alle 

Bürger. Doch trotz bedeutender Fortschritte in den letzten Jahrzehnten bleibt eine 

bedeutende Gruppe oft unsichtbar und unterrepräsentiert: Menschen mit Behinderungen in 

der Kommunalpolitik. Dieser Gedankengänge werfen einen Blick auf das dringende Problem 

der fehlenden Teilhabe von Menschen mit Behinderungen in der politischen Arena unserer 

Gemeinden. 

 

Die Kommunalpolitik bildet das Fundament unserer demokratischen Gesellschaft. Hier 

werden lokale Entscheidungen getroffen, die das Leben der Menschen unmittelbar 

beeinflussen. Dennoch sind Menschen mit Behinderungen in politischen Gremien und 

Ämtern oft unterrepräsentiert. Dies hat weitreichende Auswirkungen, da politische 

Entscheidungen direkte Konsequenzen für die Lebensqualität von Menschen mit 

Behinderungen haben. 

 

Menschen mit Behinderungen stoßen auf zahlreiche Barrieren, die ihre politische Teilhabe 

erschweren. Physische Hindernisse wie fehlende barrierefreie Zugänge zu öffentlichen 

Gebäuden und Versammlungsorten sind nur die Spitze des Eisbergs. Auch kulturelle und 

soziale Barrieren, wie Vorurteile und mangelndes Verständnis für die Bedürfnisse von 

Menschen mit Behinderungen, spielen eine entscheidende Rolle. 

 

Ein weiteres Problem ist die mangelnde Sensibilisierung und Bildung über die Belange von 

Menschen mit Behinderungen in der Politik. Politische Parteien und Institutionen müssen 

unbedingt ihre Mitglieder und Kandidaten besser auf die Bedürfnisse und Anliegen dieser 

Gruppe vorbereiten. Dies passiert meiner Meinung und auch leider meiner Erfahrung in 

meiner eigenen Partei immer noch viel zu selten. Dies schließt auch die Förderung von 

Menschen mit Behinderungen in politischen Bildungsprogrammen ein. 

 

Trotz dieser Herausforderungen gibt es erfreuliche Beispiele für Veränderungen in Richtung 

einer inklusiveren Kommunalpolitik. Einige - aber immer noch viel zu wenige - Gemeinden 

haben begonnen, gezielt Menschen mit Behinderungen in politischen Ämtern zu fördern. 

Dies trägt nicht nur dazu bei, die Vielfalt der politischen Entscheidungsträger zu erhöhen, 

sondern ermöglicht auch eine bessere Berücksichtigung der Bedürfnisse und Rechte dieser 

Bevölkerungsgruppe. 

 

Die Bedeutung von Menschen mit Behinderungen als Kandidaten zur Kommunalwahl kann 

nicht überbetont werden. Hier sind einige Gründe, warum ihre Teilnahme von großer 

Bedeutung ist: 

 

1. Vielfalt und Repräsentation: Menschen mit Behinderungen sind ein wichtiger Teil der 

Gesellschaft. Ihre politische Vertretung in kommunalen Gremien stellt sicher, dass ihre 

Anliegen und Bedürfnisse gehört und berücksichtigt werden. Dies trägt zu einer gerechteren 

und inklusiveren Politik bei. 

 

2. Besseres Verständnis: Kandidaten mit Behinderungen bringen oft ein persönliches 

Verständnis für die Herausforderungen und Barrieren mit, denen Menschen mit 



Behinderungen im Alltag begegnen. Dies ermöglicht es ihnen, politische Maßnahmen zu 

fördern, die auf die Bedürfnisse dieser Gemeinschaft abgestimmt sind. 

 

3. Vorbildwirkung: Die Sichtbarkeit von Menschen mit Behinderungen in der Politik kann 

andere dazu ermutigen, sich politisch zu engagieren und Barrieren zu überwinden. Dies 

fördert die Inklusion und die Idee, dass jeder die Möglichkeit hat, einen Beitrag zur 

Gemeinschaft zu leisten. 

 

4. Gesetzgebung und politische Prioritäten: Kandidaten mit Behinderungen können dazu 

beitragen, Gesetze und politische Prioritäten voranzutreiben, die die Rechte und das 

Wohlergehen von Menschen mit Behinderungen stärken. Dies kann die Zugänglichkeit von 

öffentlichen Einrichtungen, Bildungseinrichtungen und Arbeitsplätzen betreffen. 

 

Insgesamt tragen Kandidaten mit Behinderungen zur Vielfalt und zur Entwicklung von 

inklusiven Gemeinschaften bei. Ihre  

Teilnahme an Kommunalwahlen ist ein wichtiger Schritt zur Förderung von sozialer 

Gerechtigkeit und Chancengleichheit. 

 

Meinerseits erfolgt darum ein Aufruf zur Handlung! 

 

Es ist an der Zeit, die Stimmen und Anliegen von Menschen mit Behinderungen in der 

Kommunalpolitik ernst zu nehmen. Dies erfordert gemeinsame Anstrengungen von 

politischen Parteien, Bürgerinitiativen und der Gesellschaft als Ganzes. Die Beseitigung von 

Barrieren, die Förderung von Bildung und Sensibilisierung sowie die aktive Einbindung von 

Menschen mit Behinderungen in politische Prozesse sind notwendige Schritte auf dem Weg 

zu einer inklusiveren und gerechteren Gesellschaft. 

 

Inklusion in der Kommunalpolitik sollte nicht nur ein Ziel sein, sondern eine Verpflichtung, die 

wir alle teilen, um sicherzustellen, dass unsere Gemeinden für jede Person zugänglich, 

gerecht und repräsentativ sind. Lasst uns gemeinsam daran arbeiten, diese Vision 

Wirklichkeit werden zu lassen. 

 

 

 

 

 


